Staat, Recht und Ethik – Aktuelles für den Ethik-Unterricht
Rezension zu: Hartmut Kreß: Ethik der Rechtsordnung – Staat, Grundrechte und Religionen im Licht der Rechtsethik, Stuttgart (Kohlhammer) 2012, 336 S. ISBN 3-017-018670-5, € 29,90 (Bd. 4 der Reihe „Ethik – Grundlagen und Handlungsfelder“)
„Ubi societas, ibi ius; Wo eine Gemeinschaft ist, da ist ein Recht“: Mit diesem Zitat nach Hugo Preuß beginnt das neue Werk von Hartmut Kreß. Unmittelbar daran schließt sich eine Analyse, die zunächst pessimistisch klingt: „Die Rechtspolitik selbst erzeugt oftmals Rechtsunsicherheiten. Aufgrund von mangelnder Plausibilität und der Intransparenz von Rechtsnormen oder des Eindrucks neu entstehender Gerechtigkeitslücken drohen die Rechtsakzeptanz sowie das Rechtsvertrauen der Bürger abzubröckeln.“ (S. 11) Es geht also um nichts weniger als um den Bestand unserer staatlichen Gemeinschaft. Kreß fordert daher, die Basis unserer Rechtsordnung fortzuentwickeln und die Funktionen des Rechts neu zu durchdenken. Diese Thematik macht eine Ethik-Lehrkraft naturgemäß neugierig, zumal ein Themenfeld „Recht und Gerechtigkeit“ in den Ethik-Lehrplänen enthalten ist.
Was also bietet uns Kreß? Ein erster Abschnitt von rund 40 Seiten erschließt „Kulturelle

Grundlagen der heutigen Rechtsordnung“ und behandelt Stichworte wie „Voraussetzungen des modernen Rechtsstaats“ oder „Das Recht: ein Kulturbegriff“. Eine Stärke dieses Werks liegt nun darin, dass Kreß nicht einfach eine systematische Darstellung liefert, sondern vielmehr historische und aktuelle Diskussionen aufgreift und kommentiert. Er spart dabei nicht mit Hinweisen ideengeschichlicher, philosophischer oder historischer Natur. In diesem ersten Kapitel geht es auch um den Satz „Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren kann“, also um das „Böckenförde-Diktum“. Kreß bemerkt kritisch: „Daher sollte Böckenfördes Formel … vom Kopf auf die Füße gestellt werden: Für die Voraussetzungen der staatlichen Ordnung und für die Rahmenbedingungen des gesellschaftlichen Zusammenlebens trägt der Staat hohe Verantwortung, von der er nicht durch die Berufung auf andere Instanzen oder Institutionen abgelenkt werden darf. Es ist überfällig, das Diktum in dieser Hinsicht zu korrigieren.“ (S. 32) Kreß empfiehlt, die „innerweltliche Begründung … des Staates höher zu gewichten“, als dies bei Böckenförde zu lesen ist. 
Es ist hiermit ein „Roter Faden“ angelegt, der das ganze Buch durchzieht. Daher schließt sich unmittelbar eine Diskussion an zu „Gott in der Präambel von Verfassungen“: Eine „Nennung Gottes in der Verfassung“ stelle „keineswegs einen ‚Liberalitätsgaranten’ dar“ (S. 41). Ein „Seitenblick: Die Kontroversen zum Kruzifix in Gerichten“ (S. 45 ff.) illustriert diesen Aspekt ebenso wie sein Hinweis zum „Kruzifix-Urteil“; danach ist es dem Staat untersagt vorzuschreiben, dass in den Klassenzimmern staatlicher Schulen Kruzifixe oder Kreuze anzubringen sind. Gleichzeitig weist Kreß darauf hin, dass „Toleranz in einer weltanschaulich pluralen Gesellschaft grundsätzlich unerlässlich ist“ (S. 267).  Und wieder folgt eine Empfehlung: Statt eines expliziten Gottesbezugs sollte ein „funktionales Äquivalent“ in den Verfassungen enhalten sein etwa nach dem Vorbild des EU-Verfassungsvertragsentwurfs mit u. a. folgender Konsequenz: „Die weltanschauliche Neutralität des Staates und seine religiös-weltanschauliche Unparteilichkeit bleiben gewahrt, ohne dass dies in eine Wertabstinenz oder in eine abstrakte Wertneutralität umschlüge.“ (S. 48) 
Kreß zeigt hier großes Vertrauen in die Kraft von Verfassungen, das er in einem späteren Abschnitt „Menschenwürde als normativer Leitbegriff der Rechtskultur“ bekräftigt. Zugleich warnt er vor einer Entwertung: „Man mag zweifeln, ob es verhältnismäßig war, als im Deutschen Bundestag im Januar 2011 über die ‚Würde’ des Parlaments diskutiert wurde, weil Bundestagsabgeordnete … keine Krawatte tragen wollten.“ (S. 119) Gerade solche konkreten Beispiele – und davon finden sich sehr viele – lassen sich prima im Ethik-Unterricht bearbeiten: Man kann hier den verantwortungsvollen Umgang mit dem Begriff „Menschenwürde“ geradezu systematisch eintrainieren, und das ist nicht wenig.
Ein Abschnitt „Ethik und Recht“ geht ein auf ethische Grundlagen des Rechts sowie auf den „Zweck des Rechts“. Tragende Aspekte seien die Regulierung eines befriedeten Zusammenlebens, das Respektieren persönlicher Überzeugungen der Menschen durch den Staat, das Offenhalten persönlicher „Entscheidungs- und Handlungsspielräume“ sowie Unterstützung bei der „Inanspruchnahme ihrer Freiheitsgrundrechte“ (S. 77). Damit sind grundlegende Elemente eines jeden Ethik-Unterrichts angesprochen, und wieder liefert Kreß konkretes Beispielmaterial aus Geschichte und Gegenwart.
In vielen Passagen seines Buches geht Kreß ein auf historische oder aktuelle Positionen der christlichen Kirchen, z. B. in „Seitenblick: Christentum und Menschenwürde“ (S. 136 ff.) oder „Traditionelle Probleme: Relativierung der Wissenschaftsfreiheit durch Kirchen und Religionen“ (S. 193 ff.) sowie in dem Kapitel „Religionsrecht als Sonderfall der Rechtsordnung“ (S. 90 ff.). Kreß zeigt hier keinerlei Scheu vor „heißen Eisen“, wenn er etwa kirchliches Arbeits- oder Streikrecht diskutiert und wiederum eine Empfehlung ausspricht: „Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte vom 23.9.2010 hat aufgezeigt, dass in der Bundesrepublik Deutschland bezogen auf kirchliche Arbeitnehmer in dieser Hinsicht Desiderate vorhanden sind. Die Rechtspolitik wird der Aufgabe nicht ausweichen dürfen, sich mit den hier gegebenen Defiziten an Grundrechtsschutz und Rechtssicherheit zu beschäftigen und sie zu beheben.“ (S. 106)
In diesem Zusammenhang darf eine Diskussion um „Islamische Zugänge zum Rechtsverständnis“ (S. 107 ff.) keinesfalls fehlen, und das Thema „Islam“ kommt ja in den Lehrplänen für Ethik und Religionslehre regelmäßig vor. Aber auch außerhalb dieses Kapitels ergreift Kreß die Gelegenheit, sich deutlich zu positionieren: „Zwischen den verschiedenen Strömungen des Islam und den individuellen Menschenrechten besteht bis heute eine Spannung. … Dort sind zurzeit erhebliche Anstrengungen erforderlich, um sich der westlichen säkularen Sicht von Menschenwürde und Menschenrechten zu öffnen. Das geschieht manchmal in der paradoxen Form, die Menschenrechte zu genuin muslimischen Ideen zu erklären und sie aus dem Koran abzuleiten.“ (S. 147 f.) oder: „Das Tragen der Burka verstößt zweifellos gegen den europäischen ordre public, der von … der Möglichkeit zum Blickkontakt, zum Blickwechsel als elementarer Voraussetzung für gesellschaftliche Freiheit und Gleichheit ausgeht. … Es wäre widersprüchlich, wenn der Staat die Würde muslimischer Frauen gegen sie selbst verteidigt. … Deshalb sollte der Staat beim Thema ‚Burka’ nicht vorschnell zum Strafrecht greifen, das seine schärfste Waffe und ultima ratio ist.“ (S. 156)
Wieder greift Kreß eine aktuelle Diskussion auf, nämlich die um einen islamischen Religionsunterricht: „Einer der zahlreichen Problempunkte ist, dass staatliche Stellen sich die islamischen Ansprechpartner, die ihnen bei der Einrichtung des schulischen Islamunterrichts und der bekenntnisgebundenen Islamlehrerausbildung behilflich sein sollen … , selbst aussuchen. Hierdurch trifft der Staat … Vorentscheidungen … über Inhalte und Schwerpunkte innerhalb des Islam, der in verschiedene, z. T. stark divergierende Strömungen zerfällt und gerade keine einheitliche Kirchenstruktur kennt. … Die Einführung eines bekenntnisorientierten islamischen Religionsunterrichts durch den säkularen Staat weckt in dieser Hinsicht Bedenken.“ (S. 179) Diese „Bedenken“ werden inzwischen, wie der SPIEGEL im April 2012 berichtet, in der „Rechtspolitik“ durchaus gesehen: „Obwohl die Moscheegemeinden, islamischen Verbände und Beiräte bislang keine Religionsgemeinschaft im Sinne des Grundgesetzes bilden, sondern rechtlich gesehen private Vereine sind, dürfen sie über Unterrichtsinhalte und Lehrerkarrieren entscheiden. Für den hessischen Justizminister Jörg-Uwe Hahn Grund genug, das NRW-Gesetz als nicht verfassungsgemäß abzulehnen und ebenso den niedersächsischen Schulversuch, wo seit 2003 Modell-Grundschulen islamische Religion anbieten.“ *
Kreß zeigt jedenfalls, wie ein „befriedetes Zusammenleben“, also unsere „societas, ibi ius“, weiterentwickelt werden kann, immerhin eine wichtige Aufgabe auch der Schule. Mancher mag freilich beklagen, dass unter den konkreten Beispielen allzu viele aus dem Bereich der Medizinethik stammen, aber Kreß ist hier schlicht ausgewiesener Spezialist. Und man kann sehr wohl beklagen, dass das Thema „Wissenschaftsfreiheit“ auf über 20 Seiten diskutiert wird, während wirtschaftsethische Überlegungen – immerhin ein wichtiges Rechtsgebiet von einiger Bedeutung für den Ethikunterricht – mit nur vier Seiten auskommen müssen. **
Eine anspruchsvolle, aber lohnende Lektüre liegt vor uns mit gehörigem unterrichtspraktischem Nutzen. Und dieser Nutzen erschließt sich nicht nur Ethiklehrkräften, nein, auch Philosophie- und Religionslehrkräfte kommen auf ihre Kosten. 
* Hermann Horstkotte: Keine Lehrer, keine Ausbildung, kein Plan (Spiegel online vom 11.4.2012 über Islamischen Religionsunterricht in Nordrhein-Westfalen, http://www.spiegel.de/schulspiegel/0,1518,826522,00.html, abgerufen 11.4.2012)

** Dieses Desiderat befriedigt allerdings Band 3 der Reihe  „Ethik – Grundlagen und Handlungsfelder“: Traugott Jähnichen, Wirtschaftsethik, ISBN 978-3-17-018291-2
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